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Gericht fordert Bundesregierung zu
besseren Luftschutzmaßnahmen auf
Berlin: Das Oberverwaltungsgericht fordert von der

Bundesregierung eine Nachbesserung des
Luftreinhalteprogramms zur Luftschadstoffreduzierung.

Die aktuelle Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Berlin-
Brandenburg hat weitreichende Folgen für die deutsche
Umweltpolitik. Es wurde beschlossen, dass die Bundesregierung
ihr Nationales Luftreinhalteprogramm anpassen muss, da die
bestehenden Maßnahmen nicht ausreichen, um die
europäischen Zielvorgaben zur Reduzierung von
Luftschadstoffen zu erfüllen. Dies wirft berechtigte Fragen zu
den bereits getroffenen Vorkehrungen und deren Effektivität
auf.

Wichtige Urteilsbegründung

Ein zentrales Element der Entscheidung war die Feststellung,
dass die Prognosen, die dem Luftreinhalteprogramm zugrunde
liegen, fehlerhaft sind. Als Beispiel nannte die Vorsitzende
Richterin Ariane Holle den Klimaschutz-Projektionsbericht 2023,
der die neuen Erkenntnisse nicht berücksichtigt hätte. Ihrer
Meinung nach spielt das Luftreinhalteprogramm eine
entscheidende Rolle für die Steuerung von Maßnahmen zur
Luftverbesserung in Deutschland.

Forderungen der Deutschen Umwelthilfe

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH), die die Klage eingereicht
hatte, sieht in diesem Urteil einen bedeutenden Schritt in die



richtige Richtung. Jürgen Resch, der Bundesgeschäftsführer der
DUH, äußerte, dass die Bundesregierung sich nun gezwungen
sehe, wirksame Maßnahmen zur Reduktion von fünf kritischen
Luftschadstoffen bereits bis 2025 zu ergreifen. Hierzu fordert die
DUH unter anderem ein generelles Tempo-Limit auf deutschen
Autobahnen, um die Emission von Stickstoffoxiden rasch zu
reduzieren.

Langwieriges Verfahren und notwendige
Anpassungen

Das rechtliche Verfahren, das bereits seit 2020 anhängig ist, legt
offen, wie dringlich und komplex die Herausforderungen im
Bereich der Umweltpolitik sind. Die Deutsche Umwelthilfe
kämpft unermüdlich gegen die Ungenügsamkeit der bisherigen
Umweltmaßnahmen der Bundesregierung. Die angepassten
Programme, die 2019 beschlossen und 2024 überarbeitet
wurden, konnten die in der Klage aufgeworfenen Fragen und die
aktualisierten Daten nicht ausreichend integrieren.

Gesellschaftliche Relevanz und
Zukunftsausblick

Die Entscheidung des Gerichts könnte einen Wendepunkt in der
deutschen Umweltpolitik darstellen. Angesichts globaler
Klimaziele ist der Druck auf die Bundesregierung hoch, effektive
Maßnahmen zu ergreifen, um die Luftqualität zu verbessern und
die Bevölkerung vor schädlichen Emissionen zu schützen.
Besonders negativ beeinflusst wird die Luftqualität durch
Emissionen von Ammoniak, Feinstaub, Schwefeldioxid und
Stickstoffoxid, die alle in den Fokus der aktuellen Bemühungen
rücken sollen.

Die Bemühungen der DUH und des Gerichts haben die
öffentliche Debatte über Umwelt- und Klimaschutz in
Deutschland neu entfacht. Die Begründung des Urteils legt
nahe, dass am bestehenden System gearbeitet werden muss,



um die Weichen für eine nachhaltige und gesunde Zukunft zu
stellen, die nicht nur den aktuellen Bedarf abdeckt, sondern
auch zukünftige Generationen schützt.
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